
Die geplan-
te Kürzung 
des Musik-
unterrichts 
durch den 
r o t - r o t e n 
Senat de-
m o n s t r i e r t 

eindrucksvoll, was Bildung 
SPD und Linkspartei.PDS 
wert ist. 
Die Berliner CDU unter-
stützt den Protest von 
Schulen und Musikverbän-
den gegen diese Pläne. 
„Bildung hat Priorität – nur 
nicht bei der SPD. Das so-
zialdemokratische Motto 
aus dem Jahr 2001 hat sich 
wieder einmal nur als eine 
Wahlkampflüge entpuppt. 

Bildung hat bei Rot-Rot keine Priorität
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I M P R E S S UM

während der Fußball-Welt-
meisterschaft nicht zu 
einem Spielfeld für Men-
schenhändler wird, die 
Frauen in die Zwangspro-
stitution treiben.“ Auch 
wenn die Schätzungen 
über einen möglichen An-
stieg der Zwangsprostituti-
on weit auseinandergehen, 
ist mittlerweile unstrittig, 
dass mit einem Anstieg 
dieser frauenverachten-
den Gewaltkriminalität 
zu rechnen ist. Die CDU-
Politikerin forderte, dass 
Opfer von Zwangsprosti-
tution mit den Möglichkei-

klärung und vor allem ein 
präventiver Opferschutz 
offensiv angegangen wer-
den. Ein gutes Beispiel für 
praktische Hilfe ist das 
mehrsprachige Notruftele-
fon (0800 111 777) von Sol-
wodi e.V., das sich unmit-
telbar an betroffene Frauen 
wendet. Nach Angaben der 
Vereinten Nationen ist der 
Menschenhandel das am 
schnellsten wachsende kri-
minelle Geschäft der Welt. 
Die Welthandelsorgani-
sation schätzt, dass 1998 
vier Millionen Menschen 
vom Menschenhandel be-

troffen waren. Es sind ganz 
überwiegend Frauen, die 
von Menschenhändlern an-
gelockt, unterdrückt und 
misshandelt werden, um 
dann als Arbeitskraft aus-
gebeutet und zur Zwangs-
prostitution gezwungen zu 
werden.

Die Lan-
d e s v o r s i t -
zende der 
Frauen Uni-
on Berlin, 
E d e l t r a u t 
Töpfer, hat 
ein ent-

schiedenes Vorgehen 
der Polizei im Vorfeld 
und während der Fuß-
ball-Weltmeisterschaft 
gefordert, um einer Zu-
nahme der Zwangsprosti-
tution am Rande der Spie-
le entgegenzuwirken.  
„Wir müssen alles daran 
setzen, dass Deutschland 

Die Senats-
verwaltung 
f ü r  St a d t-
e n t w i c k -
lung hat das 
Bebauungs-
planverfah-
ren für die 

Erweiterung des Estrel-
Convention-Centers in 
Neukölln überraschend 
gestoppt. 
Damit erteilt SPD-Senatorin 
Junge-Reyer Wachstum und 
Arbeitsplätzen im Bezirk 
eine Absage. „Das Vorgehen 
der Senatorin Junge-Reyer 
im Fall Estrel disqualifiziert 
sie auf ganzer Linie. Zudem 
dürfte die Ermächtigung 
des Senats fehlen, in die 
wirtschaftspolitische und 

planungsrechtliche Kompe-
tenz des Bezirks Neukölln 
einzugreifen. 
Ein übergeord-
neter gesamt-
s t ä d t i s c h e r 
Ansatz fehlt 
nämlich. Das 
A r g u m e n t , 
dass aus der 
K a r l - M a r x -
Straße Kauf-
kraft abgezo-
gen werden 
k ö n n t e ,  i s t 
v o r g e s c h o -
ben, da der Einzugsbereich 
des Estrel stärker auf die 
südöstlichen Stadtteile aus-
gerichtet ist“, erklärte der 
stadtentwicklungspolitische 
Sprecher der Berliner CDU-

Fußball-WM kein Spielfeld von Menschenhändlern

Fraktion, Ralf Reppert. Der 
Senat nehme bewusst in 

Kauf, dass die Erfolgsstory 
des privat finanzierten und 
betriebenen Estrel gefähr-
det werde. Reppert: „Die 
Karl-Marx-Straße hat immer 
von großen Häusern profi-

tiert. Die Schwierigkeiten 
der Karl-Marx-Straße sind 

ursächlich mit dem Nieder-
gang der dort ansässigen 
Kaufhäuser verbunden. Ge-
blieben ist nur das Karstadt-
Kaufhaus im Norden. Es 
wäre für den Einzelhandel 

vorteilhaft, wenn durch ein 
großes Zentrum im Süden 
hier ein neuer funktionie-
render Anziehungspunkt 
geschaffen wird, der die 
Kaufkraft – auch von dort 
wohnenden Touristen – bin-
den kann. Das Vorhaben 
des Estrel ist eine Chance 
für Neukölln und könnte 
ein erfolgreiches, privat fi-
nanziertes Beispiel für den 
Stadtumbau West werden. 
Frau Junge-Reyer sollte sich 
deshalb aus dem Planungs-
verfahren heraushalten und 
sich um ihre Kernaufgaben 
kümmern. Und die SPD 
wäre gut beraten, eine Se-
natorin, die Investitionen 
verhindert, schnellstens 
zurückzurufen.“

Katrin  
Schultze-Berndt
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Bezeichnend dafür ist die 
geplante Herabsetzung des 
Musikunterrichts an Ber-
lins Schulen von zwei auf 
eine Stunde pro Woche an 
den allgemeinbildenden 
Schulen“, kritisierte die 
schulpolitische Sprecherin 
der CDU-Fraktion, Katrin 
Schultze-Berndt, anlässlich 
einer Protestaktion von Leh-
rern, Schülern und Eltern 
Ende April. „Reiner Hohn 
ist angesichts dieser Politik 
ein öffentliches Bekenntnis 
von SPD-Schulsenator Bö-
ger. Erst vor kurzem noch 
hat er Musik und die musi-
kalische Erziehung für die 
Entwicklung von Kindern 
und Jugendlichen bei einem 

Auftritt von Musikern in ei-
ner Neuköllner Schule als 
wichtig bezeichnet. Wenn 
dies so ist, warum kürzt er 
dann ohne Skrupel die Stun-
denzahl für den Musikun-
terricht an den Gymnasien, 
Haupt- und Gesamtschulen 
und suggeriert gleichzeitig, 
dass die Schüler ein aus-
reichendes Musikangebot 
erhalten? Die angeblich 
mögliche Kompensation 
aus einem Stundenpool ist 
reine Augenwischerei, denn 
die wenigen Poolstunden 
sollen bereits zur Kompen-
sation von Streichungen im 
Erdkundeunterricht, bei der 
Einführung des so genann-
ten `Ethikunterrichts´, für 

eine weitere Fremdsprache 
und für die Profilbildung der 
Schulen herhalten! – Das 
reicht nicht hin und nicht 
her!“, kritisierte Schultze-
Berndt. Böger behaupte, 
dass musikalische Bildung 
in der Berliner Schule einen 
hohen Stellenwert habe, 
und dabei stelle er erst das 
Fortbestehen der musik-
betonten Grundschulen 
in Frage und streiche jetzt 
den Musikunterricht an 
den Oberschulen zusam-
men. Schultze-Berndt: „Der 
Ton macht die Musik, Herr 
Böger. Und Sie tönen wie-
der einmal nur und pfeifen 
eigentlich auf dem letzten 
Loch.“ 

Ralf Reppert

SPD-Senatorin blockiert Arbeitsplätze in Neukölln

ten des Strafrechts besser 
geschützt und Freier, die 
Menschenhandel ausnut-
zen, künftig bestraft wer-
den. Wichtig sei zudem 
eine Evaluierung des Pro-
stitutionsgesetzes, denn 
die Praxis habe gezeigt, 
dass Zuhälter leichtes Spiel 
haben, wenn die Polizei 
aufgrund des Gesetzes fak-
tisch keine Razzien mehr 
durchführen könne. Da mit 
einer Gesetzesänderung 
allerdings vor der Fußball-
Weltmeisterschaft nicht 
mehr gerechnet werden 
könne, müssten nun Auf-

Edeltraut 
Töpfer


